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Nr. 8 


Katastrophenstimmung des Handels 


In der Wirtschaftssituation ist bisher keine Besse- 
fung eingetreten, vielmehr verschlimmert sich die Lage 
immer mehr, Die Arbeitslosigkeit wächst und die Ver- 
hältnisse in der lodzer, bielitzer und oberschlesischen 
Industrie sind genügend bekannt. Wie katastrophal die 
Lage der Landwirtschait ist, beweist der Umstand, dass 
auf 6.096 Lamdgüter, die im Landverband verschuidet 
Sind, 2.100 also. ca. % zur Lizitation durch diesen Ver- 
band ausgestellt wurden, wovon 700 im März verkauft 
werden sollen. .Ausserdem hat die Kredit-Landgesell- 
schaft viele Grundstücke infolge Nichtzahlung von 


, Steuern. Wechselprotesten und verschiedenen, anderen 


privaten Verpflichtungen mit Beschlag belegt, sodass 
gegenwärtig ca. 85% des Landbesitzes ihres Eigen- 
tums enthoben werden soll, 


Dieser fatale Zustand wirkt sich naturgemäss am 
empfindlichsten auf die Kaufmannschaft aus. 
Die Folgen davon sind immer sichtbarer. Der „Prze- 
glad Kupiecki“ Nr. 6 führt unter dem Titel „Stewer- 
krisis“ über den gegenwärtigen Zustand folgendes 
aus: DR 

„Zeitungen meldeten vor kurzem von dem Selbst- 

i mord eines Steuerzahlers in Margonin, Kreis Chodzież, 

dem das Finanzamt das Geschäftslokal mit anliegen- 

der Wohnung versiegelte. und gegen den später 

wegen Beseitigung der Siegel ein Strafverfahren in die 
ege geleitet wurde. 

Verzweifelte Schritte gegen den Fiskalismus un- 
Serer Finanzbehörden mehren sich in letzter Zeit immer 
mehr. Bekannt. sind die Proben, die Steuerexekution 
in den Kreisen Szamotuły, Środa, Ostrzeszów und O- 
dolanöw zu unterbinden, die Selbstmorde in Wilno, Lu- 
blin u. s.w. Besonders nimmt dies auf dem Gebiet der 
kongresspolnischen Finanzkammer zu, von der Zeit an, 
da die Finanzkammern. eigene Exekutoren emgeführt 
hatten, die rücksichtslos die Steuere'ntreibungen be- 
werkstelligten, wobei unrechtmässige Exekutionskosten 
behoben ımd solche Gegenstände sequestriert werden, 
die der Exekution überhaupt nicht unterliegen. 

‚Die verzweifelten Schritte der Kaufmannschaft 
zwingen die kaufmännischen Organisationen zur Einbe- 
Tufung von Versammlungen, um diese katastrophale Lage 
vorzustellen und Resolutionef zu fassen, die die massge- 
benden Stellen auf diese Situation hinweisen sollen. 

Ebenso führt der „Tygodnik Handlowy“ in Nr. 7: „Si- 
tuation und Stimmung der. Kaufmann- 
Schaft“ den Auszug aus einem Schreiben der grössten 

aufmannsorgant'sation Kleinpolens das an den Ober- 
Rat der Kaufmännischen Verbände Polens gerich- 
et ist, an. 


„Aus allen Orten wird wegen der katastrophalen 
Lage alarmiert. Von Tag zu Tag wächst die Wechsel- 
protestwelle, mehren sich die Vergleichsverfahren, Kon- 


kurse, Zwangsversteigerungen, die durch (den unrecht-, 


mässigen Bau des Steuersystems, der unter den Spe- 
zifischen Bedingungen der Kriegs- und Inilationswirt- 
schaft geboren wurde, verursacht, d'e allgemeine Wirt- 
schaftsdepression immer mehr verstärken. 


Eine umgehende Realisierung der grundsätzlichen‘ 


Steuerreform ist, demnach äusserst notwendig, auf kei- 
nen Fall kann diese jedoch verlegt werden, da die Wirt- 
schaftskrisis ihren Kulminationspunkt erreicht hat. 
.,. Es war zwar während einer besseren Konjunktur (im 
den Jahren ` 1927—1928) genügend Zeit 1 
um die Stewergesetzgebung zu reiormieren und die 
Steuerlasten zu ermässigen, die in, der verhältnismässig 
kurzen Zeit alle Umsatzkap'talien der Untemehmen 
auszesogen haben. Die Reform’erung der Stener wurde 
immer verschoben, wid als Folgeerscheinung dieser 
Verschiebungen’ haben wir heute eine allgemeine Pau- 
perisation und Depression unter der Kaufmantıschaft. 
Seit mehr, als 3 Jahren wird von den massgeven- 
den Stellen eine Ermäss’rung der Umsatzsteuer gefor- 


j dert und obwohl die Regierung in dieser Richtung auf 


vorhanden. | ~ 


einem wohlwollenden Standpunkt stand, fand sich immer 
„jemand“ bezw. ein „etwas“; die die Ausführung dieses 


Planes erschwerte, bezw. verschoben. 


Diese Reform können gegenwärtig keine fiskali- 
schen Gründe mehr aufhalten, denn die allgemeine Lage 
der Kaufmannschaft in Kleinpolen imd — wie wir an- 
nehmen — in ganz Polen ist derart fatal, dass in kurzer 
Zeit alle grösseren Firmen vor ihrer ganzen, bezw. teil- 
weisen Liquidation stehen und dadurch den Staats- 
schatz seiner bisherigen Einnat sequellen entbiössen 
werden“, 

Dieser Text spricht für sich selbst und bedarf kei- 
nes Kommentars. 

Die Kaufmännischen Organisationen Kleinpolens 
hielten am 16. d. Mts eine Manitestationssitzung ab, um 
ad diese „Weoise--den- vorgebrackten, Postulaten--inshe- 
sondere auf dem Gebiet des Steuwerwesens Ausdruck zu 
verleihen. In dieser Sitzung wurde die grundsätz- 
liche Aufhebung der Umsatzsteuer, die 
den det ruiniert; gefordert. VorlAufig 


‚sol! dagegen eine sofortige Reform der Steuersätze 


durchgeführt werden, und zwar eine. Ermäss'gung auf 
1⁄4% von Engrosumsätzen ohne Rücksicht darauf, ob 
sich die Einschätzung auf vorschriftsmässig geführte 
Hande!sbücher oder andere Unterlagen stützt, und Er- 
mässigung der Umsatzsteuer von anderen Umsätzen 
auf 1%. Die ermässigten Umsatzstewersätze sollen 
schon ab 1. April d. Js. eingeführt werden. Weiter for- 
drt die Kaufmannschaft: 1) Zurechnimg des Preises für 
Gewerbepatente zu der Umsatzsteuer, 2) Verteihng 
der Zahlıng der Summe für Gewerbepatente auf 4 
Quartalsraten. 3) Vergrösserıng der Kategorienzahl 
von Gewerbepatenten für den Handel in der Weise, 
dass zwischen den Kategorien I und II. II und IV 
Mitte'kategorien einzusetzen sind. Aehnliche Sitzungen 
fanden in einer ganzen Reihe von Provinzstädten der 
Wojewodschaft Kraków statt. 

Dieser Sachverhalt illustriert am besten die trost- 
tase Lage der Kaiıfmannschaft, und diese Kunlgebun- 
gen sind die letzten Verzweitlungsschritte, die sie un- 
ternimmt, in der Hoffnung, dass die massgebenden Stel- 
len endlich zu der Ueberzeugung gelangen werden, 
dass radikale Vorbeugungsmittel notwendig Sind. Trotz- 
dem es feststeht, dass die Zahl der Handelsımternehmen 
von Jahr zu Jahr sich verringert, wird die Stewerein- 
schätzung nicht ermässigt, sondern noch verstärkt aus- 
geführt. 

Man muss zugeben, dass die Regierung, die 
schon seit Jahren auf die fatalen Folgen unseres Stener- 
systems hingewiesen wurde, endlich ein Novelliste- 
rungsprojekt der Umsatzsteuer ausgearbeitet hat. Die 
vorgesehenen Aenderungen genügen jedoch nicht, dem- 
nach müssen gi in diesem Artikel behandelten Postu- 
late gleichfalls berücksichtigt werden, wenn wir einer 


‚weiteren Katastrophe vorbeugen wollen. 


Bei dieser Gelegenheit ist festzustellen, dass die 
Regierimg in letzter Zeit den Ernst der Lare in Be- 
tracht zu ziehen scheint, denn unabhängig ‚x .ı nem 
Novellis’erungsprotekt des Gesetzes über die Gewerbe- 
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é Karosserie-Beschläge 


steuer, unternimmt sie auch andere Schritte, die zu ef- 
ner Linderung der Krisis streben. Nach so vielen 
Jahren erfolgte, wie wir bereits mitteilten, der teilweise 
Durchbruch der Passmauer. 


Mit nicht geringerer Befriedigung ist der Bes""uss 
des Ministerrates festzustellen, auf Grund dessen be- 
schlossen wurde, keine neuen staatlichen Unterneh:nen 
in dem Aufgabekreis, der durch private Initiative erfüllt 
werden kann, zu gründen. Auserdem wurde besshlos- 
sen, jede Investition in den jetzt bestehenden staat!i- 
chen Unternehmen aufzugeben. Es ist dies somit em 
Rückzug vom Etatismus. Zu diesem Rückgang haben 
wir immer wieder geblasen, indem wir nachwiesen, 
dass die staatlichen Unternehmen mit Defizit arbeiten 
umd durch Stewererleichterungen begünstigt sind. _ Aus- 


‚serdem-sienden-ihnen.alle staatlichen Institute in Bezug 


auf Kredit jederzeit zur Verfügung. Sie beseit'gten atis 
dem privaten Wirtschaftsleben eine ganze Reihe von 
Wirtschaftsunternehmen, die sich ‚angesichts der pris 
viligierten Staatsunternehmen nicht behaupten kannten, 
Der Etatismus hatte demzufolge zwei Schattenseiten?, 
1) Vernichtung einer ganzen Reihe von Industrie- und 
Handelszweigen. 2) Verringerung der durch diese dem 
Staat geleisteten Steuern und Abgaben. Erst nach Ab- 
lauf so langer Zeit, nach vielen Experimenten an dem 
lebendem Wiärtschaftskörper fiel dieser Besclunss des 
Ain’sterrates, Wir erinnern an die vielen- theoretischen 
Diskussionen zwischen Freunden und Gegıern des Eta- 
tismus.. Die Wirtschaftsnot der Regierung stützte 
sich krampfhait auf ‘eine freuwdige Schaffenskraft wid 
liess sich durch nichts in ihren etatistischen Unterneh-, 
mungen hemmen. Das Leben jedoch selbst hat bowe- 
sen, dass nur.die Privatinitiative zu einem wirtschaft- 
lichen Fortschritt führt. Wir hatten zwar des öfteren 
Zusagen, dass der Etatismus unterbunden werden solle, 
jedoch waren das nur vereinzelte Stimmen, insbeson- 
dere des Industrie- und Handetsm’nisters. der allein sch 
ü:sem Problem gegenüber sachlich verhielt. 
Zurückkommend zu den Vorbeugungsmitteln, die 
eine Verschärfung der Wirtschaftskrisis verhinders sos 
ten, kann man "die äusserst notwendige Kredita 
aktion, die angesichts der grossen Geldknamnhe't not- 
wendig ist, nicht übergehen. In einer der letzten Num- 
mern haben wir darauf hingewiesen, wie sehr das pri- 
vate Wirtschaftsleben aller Geldmittel entblöst ist, und 
dass die staatlichen Kassenreserven einen bedeutsaden 
Teil der Umsatzmittel eingelagert haben, Es besteht 
num die Notwendigkeit, dass diese Reserven: auf den 
Markt geworfen werden. um auch dadurch den Geldver- 
kehr zu stärken und auf diese We'se die schwere Si- 
tuation in Industrie, Handel und Landwirtschaft zu tin- 
dern. Wie wir: erfahren, sollen gewisse Parteien in 
den nächsten Sitzungen den Antrag stellen, dass -die 
Budgetreserven zu Kreditzwecken, zwecks Linderung 
der Krisis. verbraucht werden. Es ist zu hoffen, dass 
d'acer Antrag angenommen wird, denn seine Realis’e- 
rung ist ` eins’ der Hauptmittel, die eine Verschär- 
fung der Wirtschaitskrisis verhindern können, "7 


3 Dr. L. Lampel. 
EE N A S ERNS E o 
Verlängerung der Einkommensteuer- 
erklärungsfrist für physische 
Personen ? 


Wie die P. A. T. meldet, soll das Finanzministerium 
wie alljährlich so auch in diesem Jahre die Frist zur 
Einreichung der Einkommensteuerdeklaration vom 1. 
März auf den 1. Mai verlegt haben. Eine offizielle Be- 
stätigung dieser Nachricht war trotz aller Bemühungen 
Be zur Stunde von den hiesigen Behörden nicht zu er- 
angen, : =+ r 
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Enischeidungen des Obersien Verwallungsgerichies 


Bearbeitet. von Dr. Rudolf Langrod, Rechtsanwalt in Warszawa, 


1. Anzeichen der Steuerunterschlagung. 


2. Die Kompetenz der Straigerichte bei Unrecht- 
mässigkeiten bei der Einkommensteuer ist unbeschränkt, 


3. Wann verspäten sich ‚Steuervergehen? 


Im Juli 1924 hat das Straf-Bezirksgericht in Piotr- 
köw auf Antrag des Staatsanwaltes eine Strafunter- 
suchung gegen 4 höhere Beamte (Direktoren und Pro- 
kuristen) einer Gruben-Aktiengesellschaft in Czestocho- 
waer Grubengebiet wegen Betruges in die Wege geleitet, 
wo durch offensichtliche Fälschung der Handelsbücher 
und Verheimlichung 'des Umsatzes, Einkommens und 
Vermögens diese Gesellschaft, eine Verringerung der 
vom Jahre 1922 an fälligen Einkommen-, Umsatz- und 
Vermögensteuer anstrebte. Die Untersuchung dauerte 
einige Jahre, bis erst im Jahre 1927 alle Beschuldigten 
in. den Klagezustand versetzt wurden. Der Verteidiger 
hat beim Apellationsgericht in Warszawa dagegen Ein- 
spruch erhoben, wobei er sich u. a. auf den Umstand 
berief, dass, falls es sich um Betrugsvergehen der Ein- 
kommensteuer aus Art. 96 des Gesetzes Dz. Ust. R. P. 
Nr. 58 poz. 411 handelt, das Strafgericht solange keine 
Strafuntersuchung einleiten und sich mit der Angelegen- 
heit nicht befassen kann, wie die massgebende Steuer- 
behörde dies nicht im Wege eines besonderen Antrages 
fordert; was auch hier der Fall war. Das Appellations- 
gericht hat ‘den Einspruch verworfen, mit der Be- 
eründung, dass Vergehen gegen das Einkommensteuer- 
gesetz in prozessualer Hinsicht genau so zu behandeln 
sind, wie Vergehen gegen das Gewerbe-, Umsatz- und 
Vermögenssteuergesetz. Angesichts dessen hat der Sad 
Okręgowy in Piotrków durch einen delegierten Straf- 
senat in Czestochowa die Strafverhandlung durchge- 
führt und am 10. Juni 1929 das Urteil (Nr. K. 19/29) ver- 
öffentlicht, das eine grosse präjuditionelle Bedeutung mit 
Rücksicht auf die Einschätzung der Betrugsanzeichen 
hat, die.durch Fälschung der Handelsbücher erfolgte. 
Dieses Urteil wurde schliesslich sofort rechtsgültig, 
weil der Staatsanwalt keinen Einspruch erhob. Dem- 
zufolge hat das Bezirksgericht entschieden, dass; wenn 
die vereidieten Sachverständigen (Buchhaltungsspezia- 
listen) nach Prüfung der inkriminierten Handlungs- 
bücher entschieden, dass keine Buchungen fehlten und 
iede Buchung ihren begründeten Text besass (d. h. Un- 
terlage), durch diese Handelsbücher nichts verheimlicht 
wurde. Wenn nun in steuerlicher Hins’cht, d. h. zwecks 
Feststellung der Bemessungsnorm die genannten Bücher 
kein genügend klares Bild über das Vermögen, den Um- 
satz umd das Einkommen des Unternehmens gaben, - sò 
konnte dies keinem sachverständigen Finanzbuchhalter, 
sondern höchstens einem Laien entgehen. Es ist also 
keine Unterschlagung, wenn z. B. Investitionsausgaben 
auf -Handels- und > Produktionskostenkonto gebucht 
werden. denn eine Buchung der richtigen Positionen auf 
das nicht zuständige Konto erschwert lediglich die Zu- 
sammenstellung der Aktiva und Passiva des Unterneh- 
-mens, sodass hierbei von einer Unmöglichmachung dieser 
Zusammenstellung keine Rede sein kann. Was wiede- 
rum die Vordatierung gewisser Ausgabe- und Einnahme- 
positionen betrifft, so ist diese Art umd Weise in Unter- 
nehmen üblich, besonders am Anfang des Wirtschafts- 
jahres und durchaus zulässig. Durch obiges Urteil 
jedoch hat das Strafeericht die Beschuldigten einer 
offensichtlichen Verheimlichung der Bemessungsgrund- 
lage für die Finkommen-, Gewerbe- und Umsatzsteuer 
für schuldig erklärt und gleichzeitig infolge der Er- 

»neuerung des Vorwurfs durch den Verteidiger, dass die 
Verurteilung einer Einkommensteuerangelegenheit durch 
das Strafgericht nicht zulässig ist, diesen Vorwurf als 
unbegründet verworfen. Der Verteidiger erhob Ein- 
spruch beim Apellationsgericht in Warszawa und; imab- 
hängig von den Vorwürfen materieller Art, hat er sich 
wieder gegen die Kompetenz der Gerichte für Ein- 
kommensteuerverheimlichunsgvergehen ausgesprochen, 
wobei er auf die Tatsache hinwies; dass die Finanz- 
kammer in Kielce diese Strafangelegenheit vorher nicht 
behandelte und die Einleitung einer Strafuntersuchung 
durch ein Bezirksgericht nicht forderte, Ausserdem for- 
derte der Einspruch des Verteidigers eine gänzliche Auf- 
hebung dieser Angelegenheit, weil vom Moment der an- 
geblichen Vergehen an mehr als 5 bez. 6 Jahre abge- 
laufen waren, 

Das Apellationsgericht hat in der Verhandlung vom 
13. Januar 1930 nach Anhörung des Verteidigers und 
des Staatsanwaltes, wie auch nach Anforderung eines 
Experten vom Finanziministerium eine Entscheidung ge- 
troffen, die folgenden Wortlaut hat. r 

1. In Anbetracht dessen, dass gemäss Art. 99 in fme 
des Gesetzes über die staatliche Einkommensteuer (Dz. 
Ust. R. P. Nr. 59 Pos. 411) alle Angelegenheiten, die eine 
Antastung dieses Gesetzes betreffen, nicht ausgeschlos- 
sen die Angelegenheiten aus Art. 96, den Gerichten nur 
nach dessen Behandlung durch die betreffenden Einkom- 
mensteuerkommissionen oder durch die Finanzbehörden. 
die die Vergehen feststellten. übergeben werden können; 

dass auf Gründ des Art. 104 dieses Gesetzes die Ein- 
leitung einer Strafuntersuchung nur auf Grund enes An- 
‚trares der Finanzbehörde, Kommission oder interessier- 
ten Person geschehen kann; A 

dass das Eirkommenstenergesetz, bei Nennımg der 
Tatsachen. von denen die Finleitung einer Strafunter- 
suchimg abhängig ist, im Gegensatz zu den Gesetzen be- 
treffend die Vermögens- und Gewerbesteuer, eine Köm- 
petenz anderer Organe zur Untersuchung „dieser An- 
gelerenheit nicht vors’eht; l 

dass aus all dem zu ersehen ist, dass weder die Po- 
lizeihehörde, noch der Staatsanwalt zur Einleitung einer 
Strafuntersuchung wegen eines Vereehens gegen das 
Einrammensteuereesetz zuständige sind; ae 

dass eine ausgedehnte Deutung der Restimmungen 
des Finknmmeristriiergesetzes gemäss der Fntscheidune 
des Obersten Verwaltungsgerichtes (Entscheidungs- 
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sammlımgen N. 79/1926) als eines Spezialgesetzes nicht 
zulässig ist. Auf Grund des Art. 104 des Gesetzes über 
die staatliche Einkommensteuer und Art. 1 a der U. P. K: 
bestimmt nun das Anellationsgericht, dass das Urteil des 
Sad Okregowy in Piotrkow vom 10. Juni 1929 in dem 
Teil, der die Schuldigsprechung des/Adolf Wygasz we- 
gen Uebertretung des Einkommensteuergesetzes be- 
trifft, aufzuheben und die Angelegenheit den Finanz- 
behörden zu überweisen ist. 

2. In Anbetracht dessen, dass gemäss Art. 116 des 
staatlichen Gewerbesteuergesetzes (Dz. Ust. R. P. Nr. 79 
Pos. 550 v. 7. August 1925) die Verantwortung für Ver- 
gehen aus Artikel 73 dieses Gesetzes innerhalb 5 Jahren 
angefangen vom Tage der Begehung dieses Vergehens 
erlischt; 

dass auf Grund des Art. 82 des Vermögenssteuer- 
gesetzes (Dz. Ust. R. P. Pos, 746/23) die Verantwortung 
für Vergehen aus Art. 73 dieses Gesetzes innerhalb fünf 
Jahren nach Begehung dieser Vergehen erlischt; 

dass die Vorschriften betreffend Verspätung aus Ar- 
tikel 68 des Strafgesetzbuches in dem Falle keine An- 
wendung finden, weil der Verspätungstermin- durch d’e 
betreffenden Gesetze, als Spezialgesetz, festgelegt ist; 

dass von der Zeit der Begehung der dem Ange- 
klagten Adolf Wygasz vorgeworfenen Uebertretung der 
Gesetze betreffend die Gewerbe- und Vermögenssteuer 
bis zum Tage der Urteilsfällung durch den Sad Okregowy, 
die oben festgelegten Termine abgelaufen sind, be- 
stimmt das Apellationsgericht auf Grund des Art. 16 p. 2 
der U. P. K.: 
. . Das Urteil des Sad Grodzki vom 10. Jumi 1929 ist 
in dem Teil, der die Schuldigsprechung des Adolf Wy- 
gasz wegen Uebertretung der Gewerbe- und Ver- 
mögenssteuergesetzes betrifft, aufzuheben und der Ge- 
richtsvorgang in den betreffenden Teilen zu löschen. 

Diese Entscheidung verdient insofern eine besor- 
dere Beachtung, als dasselbe Apellationsgericht, das den 
Widerspruch des Verteidigers gegen die Zuständigkeit 
der allgemeinen Gerichte für Vergehen gegen Einkom- 
mensteuergesetz verwarf, in derselben Angelegenheit 
seine Ansicht änderte und den Behauptungen und Ar- 
gumenten des Verteidigers Recht gab. Weiter ist sie 
dadurch sehr wichtig, weil hierbei das Apellationsge- 
richt zum ersten Mal feststellte, dass die Verjährung bei 
Vergehen in Steuerangelegerheiten keine Unterbrechung 
durch Einleitung einer. Strafuntersuchung erleidet, und 
zwar weder durch die Gerichts- noch auch durch die 
Finanz - Behörden. Um nm einer Verjährung 
vorzubeugen ist es notwendig, dass die Angelegenhe't 
in dem gesetzlich festgelegten Termin behandelt wird. 
IL Vermögenssteuer von der Kohlensubstanz aus Gruljen 

Auf Wunsch- vieler Leser die sich für die in Nr, 3 
der W. K. gebrachten und am 14. 12. 1929 gefällten Ent- 
scheidung des Obersten Verwaltungsgerichtes interes- 
sieren ergänze ich meine Relationen in der Richturg, 
dass eine Aufhebung der. Besserung der Umsatzsteuer 
vorläufig aus formellen Gründen erfolgte. Die Beru- 
funeskommission hat nämlich . bei der Bemessung der 
Kohlensubstarz in der Grube eine Kontumazeinschätzung 
durchgeführt, behauptend, dass angeblich keine Erklä- 
rung bezw. Antwort auf die durch die Schätzungskom- 
mission erhobenen Zweifel eingereicht wurden. Das 
Oberste Verwaltungsgericht hat sich in dieser Angele- 
genheit wie folgt ausgesprochen: 

Die Einkommererklärung der Steuerzahler wurde 
anfänglich durch die offene Handelsgesellschaft unter 
der Firma „Generaldirektion der Grafen Edgar, Edwin 
und Alfons Henckel von Donnersmarck“ in Kartuszöw 
riedergelegt, wobei auf der, der Erklärung beigelegten 
Karte C/1, der Vermögensreinwert aufgeführt wurde. 
Gleichzeitig wurde die ‚Bilanz per 30. Juni 1923 zusam- 
men mit den entsprechenden Anlagen. die eine Zusam- 
menstellung der Grundbesitze, Gebäude und Grubenbe- 
rechtigurgen (Kolengruben im Betrieb und ausser Be 
trieb) umfasste, vorgelegt. Durch Schreiben vom 11. 
Juni 1924 wurde die Direktion zu Erteilung von Erläu- 
terungen aufgefordert, wobei bemerkt wurde, dass nach 
$ 8 der Verordnung II des Finanzministers vom 15. No- 
vember 1923 (Pos. des Dz. Ust. 996) zum Vermögens- 
steuergesetz vom 11. August 1923 (Dz. Ust. Pos. 746) 
der Gebäudewert vom allgemeinen Wert alles Grund- 
besitzes, die eine wirtschaftliche Einheit bilden, festzu- 
setzen war, i 

Die Direktion hat zuerst um Verlegung des Termins 
zur Erteilung dieser Antwort auf den 1. Juli 1924 ge- 
beten und am 9. September die Erläuterungen nie- 
dergelegt, mit dem Bemerken, dass bei Berechnung des 
Gebäudewertes sie die oben genannten Bestimmungen 
befolgt habe. Mit Schreiben vom 8. November 1924, 
zugestellt am 12. November wurde der Direktion vor- 
gehalten, dass sie nicht nach den Bestimmungen der 
Verordnung II gehandelt habe. denn der Wert der Wirt- 
schafts- und Wohrhäuser, die zur Landwirtschaft ge- 
hören, war in. Höhe von 10 Proz. des Wertes aller 
Grundstücke, und das ohne Ausnahme, anzunehmen. 
Dabei wurde der Direktion zur Beantwortung dieses 
Schreibens ein Termin von 14 Tagen eingeräumt. In 
der am 13. Dezember 1924 eingereichten Antwort hat 
die Direktion erklärt. dass Als Grundlage zur Berech- 
nung der 10-proz. Erhöhung auch der Wert des Grund- 
besitzes in eigener Administration mit Ausscheidung 
der verparhteten Grundstücken angenommen wurde, 
denn. der $ 8 der Verordnung JI spricht von einer wirt- 
schaftlichen Einheit, zu der die Grundstücke die ständig 
verpachtet sind, nicht vehören können. umsoweniger, als 
das Invertar und die Gebäuden mit den letzt genannten 
RUN SPORE in keinem wirtschaftlichen Zusammenhang 
stehen. 

D'e Steuereinschätzung wurde in der Weise durch- 
xeführt dass die _ 10-praz. Werterhähung —' entgegsi 
der Erklärung — Yom Wert aller Grundstücke arge“ 


(Nachdruck verboten) ` 


wandt und zu der Bemessungsgrundlage zugerechnet 
wurde, ebenso würde auch der Wert der Substanz der 
Gruben. die sich im Betrieb befinden ‚und auch 
derjenigen die nicht exploitiert werden, miteingerechnet 
und das in einer Höhe, die um das 7-fache im Ver- 
hältnis zu der Erklärung erhöht wurde. In der Beru- 
fung hat die Direktion eine nicni rechtmässige Be- 
rechnung dieser Erhöhung und eme zu hohe Berechnung 
den Substanzwertes der Gruben vorgeworfen, wobei sie 
sich im Hinsicht auf ihren letzteren Einwand auf den 
Standpunkt stellte, dass die Substanz einer Versteuerung 
überhaupt nicht unterliegt. Dabei berief sie sich auf das 
Gutachten der Sachverständigen, nach der der Sub- 
stanzwert nur 468.464 Zt. beträgt und erklärte sich mit 
der Zurechnung dieses Wertes in 7-facher Höhe zu 
der Einschätzurgsgrundlage einverstanden. In einem 
we’terem Brief jedoch widerrief die Direktion ihre De- 
klaration und forderte eine Zurechnung des Sub- 
stanzwertes zu der Einschätzungsgrundlage in nur en- 
facher Höhe nach der Berechnung der Sachverständi- 
gen. Unter Berufung darauf, dass sie nur die Admini- 
stration eines Fideikommisvermögens ist, das in glei- 
chen Teilen den Brüdern Henckel-Donrersmarck ge- 
hört, forderte sie gleichfalls eine Aufhebung der Ein- 
schätzung und abgesonderten Besteuerung eines ieden 
Steuerzahlers, die gleichzeitig mit besonderem Schreiben 
vom 21. Dezember 1925 den Wert ihrer Vermögen be- 
wiesen, jeder in Höhe von % des vorher ausgesagten 
Gesamtwertes nach entsprechender Ermässigung des 
Kohlensubstanzwertes. 

Durch Entscheidung vom 27. Dezember 1926 hat die 
Berufungskommission die Gesamteirschätzung für die 
Direktion aufgehoben und erteilte den Auftrag abzeson- 
derte Einschätzungen für die? drei Miteigentümer des 
Vermögens durchzuführen, wobei sie Erläuterungen hin- 
sichtlich der Berechnurgsart der Einschätzungsgrund- 
lagen erteilte. Demzufolge wurde die Einschätzung 
durchgeführt, die sich in ihrem Effekt von der vorheri- 
gen Berechflung nur dadurch unterschied, dass der Sub- 
stanzwert nur in der 5-fachen Höhe der durch die Sach- 
verständigen durchgeführten Berechnung angenommen 
wurde. In den durch die gegenwärtig ‚Klagenden ein- 
gereichten Berufungen haben sie übereinstimmend her- 
vorgehoben, dass d’e Berechnung der 10-proz. Erhöhung 
wie auch die Besteuerung unrechtmässig durchgeführt 
ist, wobei hinsichtlich des letzten Falles bemerkt. wurde, 
dass weder das Gesetz noch die Ausführungsverord- 
nung die Berechnungsart dieses Wertes angibt. 

Die Berufungskommission hat mit Entscheidurgen 
vom 8.-Juli 1927 die Berufungen nicht berücksichtigt. da 
‚die Einschätzung in den Bestimmungen. Teil-4_ und II 
des Gesetzes, insbesondere im Art. 39 und 40 zı, Recht 
besteht. Diese Entscheidımgen sind Klagegegenstand 
beim Obersten Verwaltungsgericht geworden, in der die 
Klageführenden eine Brechung des Rechts und mangel- 
haftes. Vorgehen vorwarfen und aus diesem Grunde eine 
Aufhebung der geklagten Entscheidungen forderten. Die 
Antwort der durch Klage L. Rej. 3772/27 vorgeladenen 
Behörde hat das Oberste Verwaltungsgericht als ver- 
spätet angesehen. In der zweiten Antwort berief sich 
die Behörde auf das Kortumazurteil. Das Oberste Ver- 
waltungsgericht hat bej Behandlung dieser beiden Kla- 
gen, die in rechtlicher wie auch faktischer Hinsicht in- 
dent’sch sind, Folgendes in Betracht gezogen: 

Die Berechnung des Vermögenswertes, soweit es 
um die gegenwärtigen Streitpunkte geht, und zwar die 
Erhöhung des Grundbesitzwertes aus dem Titel der zur 
Landwirtschaft gehörigen Wirtschafts- und Wohnhäu- 
ser, wie auch die Festsetzung des Kohlensubstanzwer- 
tes erfolgte widersprechend der Erklärung und die ge- 
klagte Entscheidung beruft sich ir dieser Beziehung auf 
Art. 39 des Gesetzes, d. h. auf Kontumarverfahren. Die- 
ses Motiv konnte jedoch das Oberste Verwaltungsze- 
richt als genügende Begründung der geklagten Entscheie 
dung nicht anerkenren. Wenn es sich nämlich um det 
ersten der zwei Streitpunkte handelt, so entstand der 
Meintungsunterschied zwischen der Finschätzungsbehör- 
de und den Klagerden in Bezug auf die Interpretation 
des $ 8 Abschnitt 2 der Verordnung II des Finanzmini- 
sters; und zwar interpretieren beide Parteien die Rechts- 
vorschrift verschieden, die sich vor allem in der ver- 
schiedenartigen Auffassung unterscheidet, ob die 
10-proz. Erhöhung vom Wert aller landwirtschaftlichen 
Grundstücke ohne Ausnahme zu berechnen ist, so wie 
dies die Behörde fordert, oder ob d'e verpachteten 
Grundstücke als zur wirtschaftlichen Einheit nicht ge- 
hörend auszuschliessen sind, wie dies die Steuerzahler 
fordern. Das Recht zur Anmeldung solcher Vorwürfe 
schliesst gemäss der ständigen Judikatur des Obersten 
Verwaltungsgerichtes sogar einen rechtlich konstatierten 
Kontumazzustand nicht aus. der lediglich dem - Steuer- 
zah'er das Recht zur Anmeldung von Einwendungen faik- 
tischer Art als Folge des infolge eigener Nachlässirteit 
verlorenen Zusammenarbeitrechtes mit der Fin- 
schätzungsbehörde bei Festsetzung der tatsächlichen 
Einschätzungsgrundlagen abschlägt. 

Den nun in dieser Richtung in der Berufung erhohe- 
nen Einwand kann eine Berufung auf Art 39 des Ge- 
setzes nicht erledigen, ganz abgesen davon. dass in den 
Akten ein diesbezüglicher Hinweis fehlt. demzufolge die 
Berufungsinstanz erklärte. dass sich der Steuerzahler 
im Kontumazzustand befindet. Wenn es sich um die 
Aufklärung handelt. so hat. wie dies die Akten hewei- 
sen, der Steuerzahler auf Forderung der Behörde eine 
Antwort erteilt, sodass — wern man sogar auf dem 
Standpunkt der Behärde hinsichtlich des Kontımmarzit- 
standes steht — die Berufung auf Art. 39 des Gesetzes 
nicht als ausreichend anzuerkennen ist. Der spezielle 
Pechtschutz ans diesem Artikel legt der Rehörde die 
Pflicht auf den Steuerzahler in ihrer Entscheidung zu 
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‘hierbei die grundsätzliche Bedingung des Art. 39 
`- Gesetzes zur Kontumazentscheidung fehlte. 
. Stand der Fehler darin. dass im garzen-Administrations- 


berachrichtigen, aus welchen Gründen er das -Recht 
daraus infolge eigener Schuld verlor, deren fühl- 
bare Folgen er tragen soll, es sei denn, dass der Steu- 
erzahler auf die gehörig vorgebrachten Zweifel in 
rechtmässigem Termin keine Antwort erteilt. 

Also ohne Rücksicht auf sein Benehmer im Ein- 
schätzungsveriahren, insbesondere im Aufklärungsver- 
fahren, hatte der Steuerzahler das Recht in der Beru- 
fung die Vorwürfe rechtlicher Art gegen die Berech- 
nung der Vermögenssteuer anzumelden urd die Beru- 
fungsinstanz war mit Rücksicht auf die Bestimmungen 
des Art. 48 Abschnitt 3 im Zusammenhang mit Art. 47 
des Gesetzes verpflichtet, sich in ihrer Entscheidung 
mit den Vorwürfen dieser Art als genügend begründet, 
zu befassen. Das Uebergehen dieser Pilicht stellt tat- 
sächlich eine Antastung der Vorgangsform dar, die mit 


Schaden für die Partei, im Sinne des Art. 19 des Ge-| Zt.) 


setzes betreffend das Oberste Verwaltungsgericht (Dz. 
Ust. 1926, Pos. 400), verbunden ist. Dies betrifft auch 
im vollem Umfang den- weiteren Vorwurf betreiferd 
Zurechnung des Wertes der Kohlensubstanz zu der Ein- 
schätzungsgrundlare. Auch in diesem Fall kann der 
Hinweis auf Art. 39 des Gesetzes die Berufungsin- 
starz der Pflicht nicht entheben, sich mit den betreffen- 
den Vorwürfen der Berufung. zu befassen, wenn der 
Steuerzahler darin die Rechtsmässigkeit der Be- 
steuerung der Kohlensubstanz bezweifelte, und dadurch 
in dieser Beziehung die Steuerpflicht bekämpfte, der 
doch nach der ständigen Judikatur des Obersten Ver- 
waltungsgerichtes die Kontumazfolgen, die sogar recht- 
mässig entschieden wurden, die Steuerpflicht zu Un- 
gunsten des Steuerzahlers nicht entscheiden, d. h. sie 
könmen ihn des Rechtsschutzes von einer — seiner An- 
sicht nach — unrechtmässigen Belastung mit dieser 
Pilicht nicht entheben. 

Es ist hierbei zu beachten, dass die Feststellung 
eines Kontumazzustandes durch die Berufungsinstanz 
hinsichtlich des Substanzwertes, nicht als rechtmässig 
anerkannt werden kann, schon aus dem Grunde, weil 
des 
N. 2. be- 


verfahren — wie das die Akten beweisen — die Zweifel 
nicht vorgestellt und derselbe auch nicht zur Abgabe 
von Erläuterungen aufgefordert wurde. Die Schätzungs- 
kommission unterstreicht zwar in ihrem Berufungsert- 
scheid, dass der Steuerzahler die Festsetzungsart des 
Substanzwertes nicht bekämpft, sondern sich lediglich 
gegen die Zurechnuhg dieses Wertes zu der Ein- 
Schätzungsgrundlage ausspricht,. Diese Tatsache kann 
jedoch den Sachverhalt in nichts ändern. Die Auffüh- 
rung dieses Wertes in der Erklärung enthebt nämlich 
den Steuerzahler des Rechtes in der Berufung fordern 
zu können, dass dieser Wert, der — seiner Ansicht 
nach — der Besteuerung nicht unterliegt, aus der Fin- 
schätzungsgrundlage auszuscheiden ist, und später wie- 
derim begründet, der durch die Schätzungskommission 
angeführte Umstand den Kontumazantrag keinesfalls, 
weder im Bezug auf die Steuerpflicht, noch in Bezug 
auf die Festsetzung des Wertes der Streitsubstanz, 

‚Es war also Pilicht-der beklagten Behörde sich’ in 
Ihrer Entscheidung mit den Berufungsvorwürfen zu be=-| 
fassen. In dieser ck der Pilicht hat das 
Oberste Verwaltungsgericht ein fehlerhaftes Vorgehen 
anerkannt. | > \ 

Demzufolge hat das Oberste Verwaltungsgericht 
die beklagte Entscheidung auf Grund des Art. 19 des 
Gesetzes betreffend das Oberste Verwaltungsgericht 
aufgehoben und über die von den Klagen gezahlten Ge- 
bühren entschieden, wobei es sich auf die Behandlung 
der weiteren Vorwürfe der Klage, als in diesem Sach- 
verhalt verfrüht, nicht eingelassen hat. 


| Geldwesen und Börse | 
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Warschauer Börsennotierungen. 
N Devisen: i 

14. IL Danzig 173.34 — 173.77 — 172.91, Lordon 
43.36% — 43.47 — 43.26, New York 8.903 — 8.923 — 
8.883. Paris 34.94 — 35.03 — 34.85, Prag 26.39% — 26.46 
— 26.33, Schweiz 172.10 — 172.53 — 171.67, Stockholm 
239.17 — 239.77 — 238.57. i 

15. II. London 43361% — 43.47 — 43.26, New York 
8.903 — 8.923 — 8.883, Paris 34.92 -— 35,01% — 34.8315, 
Prag 26.391% — 26.46 — 26.33, Schweiz 172.09 
172.52 — 171.66, Italien 46.69 — 46.81 — 46.57. 

17. II. London 4336 — 43.47 — 43,25, New York 
8.003 — 8.923 — 8.883, Paris 34.92 — 35.01 — 34 83, 
Schweiz 172.08 — 172.51 — 171.65. Stockholm 239 20 — 
239.80 — 238.60, Wien 125.56 — 125.87 — 125.25, Italien 
46.68 — 46.80 — 46.56. ai 

18. I. Danzig 173.28 — 173.71 — 172.85. Belgien 
12425 — 124.56 — 123.94, London 43 35 A 23.46 
43.24, New York 8.903 — 8923 — 8.883, Paris 34.91 — 
35.00 — 34.82, Schweiz 172.06 — 172.49 — 171.63, Stock- 
holm 239.22 — 23982 — 238.62, Wien 125.60 — 125.56 
— 125.29, Italien 46.67 — 46.79 — 46.55. à 

19. II. Belgien 124.22 — 124.53 — 123.91, London 
43 34 — 43.45 — 43.23. New York 8903 — 8.923 — 8.883. 
Paris 34.90 — 34.99 — 34.81. Prag 26.40 — 26.46 — 
26.34. Schweiz 172.04 — 172.47 — 17161, Wien 125.58 
— 125.89 — 125 27. Italien 46.67 — 46.79 — 46.55. 

20. II. Holland 357.75 — 358,65 — 356.85. Kopertha- 
gen 23872 — 239.32 — 238.12. London 43.35% — 43.46 
— 43 24%, New York 8.904 — 8.924 — 8 884, Paris 34 90 
— 34.99 — 34.81, Schweiz 172.04 — 172.47 — 171,61. 


— 


Wien 125.64 — 125.95 — 125.33, Italien 46.70 — 46.32 


— 46.58. 
Wertpapiere: 

4-proz. Investitionsanleihe 128.00 — 127.75 — 128.00. 
5-proz. prämierte Dollaranleihe 7650 — 77.25, 5-Droz. 
Konversions - F'senbahnanleihe 4800, 7-proz. Stabili- 
satinnsanleihe 8500. 8-proz. Pfardbriefe der’ Bank Go- 
spodarstwa Kraiowego 94.00. 8-proz. Pfandbriefe der 
Bank Rolny 94.00. 8-proz. Obligationen der Bank Go- 
spodarstwa Krajowegn 9400. \ 


Aktien. 
Bank Polski 163.00 — 163.75, Bank Zw. Sp. Zarobk. l 


' 


ster selbst beruft. 


79.00, Lilpop 25.25 — 25.00, Norblin 65.00, Starachowice 
20.75 — 21.00 — 20.75, Zieleniewski 60.00, Klucze 70.00. 


Bilanz der Bank Polski. 

. Die Bilanz der Bank Polski für die erste Februar- 
dekade weist einen Goldvorrat in Höhe von 700.953.000 
Zi. auf, was eine Verringerung des Goldvorrates im 
‘Verhältnis zur letzten Januardekade von 49.000 Zł. be- 
deutet. Die Geld- und deckungsfähigen ausländischen 
Verpflichtungen verringerten sich um 4.210.000 Zt. 
(367.545.000 ZL.), die richt deckungsfähigen ausländi- 
schen Verpflichtungen um 1.384.000 Zt. (99.953.000 Z1.). 
Das Wechselportefeuille fiel um 8 323.000 Zt. (676 125.000 
Z1.). Die Pfandanleihen verringerten sich um 257.000 ZI. 
und betragen gegenwärtig 70.883.000: Zł. Der Bank- 
billetumlauf verringerte sich um 38.593.000: (1.208.148.000 
Das prozentuale Verhältnis der Deckung des 
Bankbilletumlaufs und der sofort fälligen ausschliesslich 
durch Gold beträgt 41,43 Proz. (11,43 Proz. über die 
statutarische Deckung), die. Edelmetall- und Valuten- 
deckung 63,15 Proz. (23,15 Proz. über. die statutar'sche 
Deckung). Schliesslich betrug die Deckung des Bank- 
notenumlaufs durch Gold allein 58,02 Proz. 


Anleihe für Gdynia. 

Der Magistrat der Stadt Gdynia hat Schritte unter- 
nommen, um eire Anleihe in der Schweiz in Höhe von 
1.000.000 Dollar zu erlangen. Dank der durch die Re- 
gierung erteilten Garantien wird diese Anleihe höchst- 
wahrscheinlich zustande kommen. 


‚|sten Woche in Paris abzuhalten mit Rücksicht 


| Einfuhr/Ausfuhr/Verkehr | 


1.800.000 Zł. Exportüberschuss im Januar. 

Nach den vorläufigen Berechnungen des Statisti- 
schen Hauptamtes stellt sich die Handelsbilanz Polens 
(einschliesslich der freien Stadt Danzig) per Januar 
d. Js. wie folgt dar: $ 

Auseeführt wurden 1.732.740 to. im Werte von 
218.491.000 Zł., eingeführt 320.217 to. im Werte von 
216.668.000 Zt. Im Vergleich zum Dezember verringerte 
sich die Ausfuhr im Gewicht um 45.968 to., im Wert 
um 36.261.000 Zi. und die Einfuhr im Gewicht um 52.620 
to, im Wert stieg diese um 3.861.000 Zi. Das Aktiv- 
saldo der Hardelsbilanz im Januar beträgt somit 
1.823.000 Zt. 

Es verringerte sich die Ausfuhr von Lebensmitteln 
(um 19,7 Mill. Zt). von Holz (um 5,4 Mill. Zt.). Metal- 
len (um 7,1 Mill. Zt), Textilwaren (um 2,1 Mill. Zt). 
Dagegen vergrösserte sich der Export von Brennmate- 
rialien (um 1.6 Mill. Zt.). Es verringerte sich auch die 
Einfuhr von Lebersmitteln (um 3,8 Mill. ZŁ), Tierpro- 
dukten (um 1,6 Mill..Zt.), Hütten-Rohmaterialien (um 1,3 
Mill. Zt). Dagegen stieg die Einfuhr von Kunstdünge- 
mitteln (um 2,3 Mill. ZI). Maschinen und Apparaten 
(um 49 Mill. Zt) urd Textit-Rohmaterialien (um 1,4 
Mill. Zt). « 


 Uhreneinfuhr aus der Schwelz Im Januar. 

Im Januar bezog Polen aus der Schweiz insgesamt 
25.061 Stück Uhren im Werte von 2.268.000 schweizer 
Franken, was auf Zloty umgerechnet einen Betrag vor 
3.970.000 Zt. darstellt. Der durchschnittliche Einzelwert 
einer aus der Schweiz importierten Uhr beträgt dem- 
nach Zł. 157,— 


Nichtentsprechende Verpackung von Eiern. 

Seit einiger Zeit benützen polnische Firmen, die 
Eier nach England‘ exportieren, zu deren Verpackung 
frische Holzwolle. Die auf diese Weise verpackten Eier 
erreichen das Bestimmungsland zum grossen Teil in 
verdorbenerm Zustande, da die Holzwolle die Ware mit 
einem Harzgeruch durchtränkt und ausserdem die Bil- 
dung von Grünspan begünstigt. Die polnischen Behör- 
den haben bereits Schritte unternommen, um diesen 
Uebelstamd zu beseitigen. 


Zeichnung der nach England exportierten Waren. 

Die englische Regierung hat angeordnet, dass alle 
importierten Waren mit dem Zeichen des Herkunfts- 
landes versehen sein müssen. Polen wird somit mit 
„Made in Poland“ zeichnen. Diese Bestimmung gilt für 
die einzelnen Artikel ab verschiedenen Terminen, z. B. 
für a eg Stahlnägel, Glaswaren u. a. ab 17. 
März d. Js. 


\ 
Handelsvertragsverhandlungen mit Spanien. 

Seit längerer. Zeit werden zwischen der polnischen 
Regierung und den Vertretern Spaniens Verhandlungen 
zwecks Schliessung eines Handelsvertrages geführt. Der 
vertragslose Zustand mit Spanien stellte eine bedeu- 
tende Lücke in unseren Handelskonventionen dar. Polen 
könnte nach Spanien Produkte der Naphtha- und Textil- 
industrie, wie auch Holzmaterialien exportieren und da- 
gegen Wein und Apfelsinen eirführen. Der gegenwär- 
tige Verhandlungsstadium ist befriedigend, sodass in 
nächster Zeit mit einem günstigen Abschluss zu rech- 
nen ist. 


Polnisch-griechische Handelsbeziehungen. 
Meldungen griechischer Blätter zufolge wurde im 
Notenaustauschwege das provisorische Konventional- 
regime zwischen Polen und Griechenland um weitere 
2 Monate verlängert. Es ist zu hoffen, dass in der Zwi- 
scherzeit eine definitive Handelskonvention zwischen 
den beiden Staaten abgeschlossen wird. 


Das Industrie- und Handelsministerium warnt. 

Das Industrie- und Handelsministerium warnt hier- 
mit alle Industrie- und Handelskreise vor einem gewis- 
sen Alfred Konecki, Redakteur der Zeitschrift .Prze- 
myst, Finanse i Polityka“ der bej verschiedenen Unter- 
nehmen Inserate acquiriert und sich dabei auf das Indu- 
strie- und Handelsministerium, bezw. den Handelsmini- 
Das Ministerium hat mit Konecki 
nichts gemein, dem auch keine Vollmachten ausgehän- 
digt wurden. 
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Verlängerung der Konvention der Gusseisen- 
Handelszentrale. 


Die Konvention der Gusseisen-Handelszentrale, die 
mit Gültigkeit bis zum 1. April 1930 abgeschlossen 
wurde, ist gegenwärtig auf unbeschränkte Zeit verlän- 
gert. Ursache zur Verlängerung dieser Konvention wa- 
ren die äusserst günstigen Resultate, die diese Konven- 
tion während der Zeit ihres Bestehens, gezeitigt hat. 


Polnisches Röhrensyndikat. 

Am 14. d. Mts. fand. in Katowice eine Sitzung des 
polnischen Röhrensyndikates (Verkaufsbüro der”polni- 
schen Röhrenwalzwerke) statt. Hauptpunkt der Tages- 
ordnung war das Problem der Verlängerung des polri- 
schen Syndikatvertrages im Zusammenhang mit der 
beabsichtigten Unterzeichnung - des langfristigen Ver- 
trages mit dem intermationalen Röhrenkartell. Es wurde 
beschlossen, die entscheidende Konferenz in der ae 
arauf, 
dass sich die Hauptdirektionen der zwei grössten. Röh- 
renfabriker: Sosnowieckie Tow. Rur i Zelaza und Gwa- 
rectwo Hrabia Renard in Paris befinden. 


e 
Kartellvertrag in der Zementindustrie. 

Nach mehrmonatiger Verhandlungen im Zemertsyn- 
dikat wurden nun endgültige alle Probleme dieser Indu- 
strie .vereinheitlicht. Ausser der Kontingentfestsetzung 
unter den Zementfabriken wurde auch eine Verständi- : 
gung ‚bezüglich der neuen Investitionen erzielt.‘ Diese 


Verständigung ist äusserst wichtig, denn der Ausbau 


der Zementfabriken in den letzten Jahren verursachte 
eine Beschränkung von deren-Produktion auf 40 


trag wurde auf 6 Jahre abgeschlossen und- umfasst alle 
inländischen Zementfabriken. S 


Fusion in der Kabelindiistrie. N 

Die Skoda-Werke in Warszawa und Zakłady Ka- 
blowe in Kraków und Bydgoszcz vereinigten sich in 
eine Gesellschaft, die Lieferung von Telefonkabeln für 
das Post- und Telegraphenmiristerium zur Aufgabe hat. 


Gründung eines Jutefabrikensyndikates. 


In den letzten Tagen wurde ein neues Syndikat, 
welches alle Jutefabriken umfasst, gegründet. 


Gründung eines Schokoladenfabrikanten-Verbandes ` 
in Katowice. 

In den letzten Tagen wurde in Katowice eine neue 
Wirtschaftsorganisation unter dem Namen „Zwiazek 
fabrykantów czekolady i cukrów w Polsce, oddział 
w Katowicach“ ins Leben berufen. In der Organisa- 
tionssitzung wurde’ als Präsident Direktor Majcherezyk, 
Vicepräsident Direktor Dr. Schlesinger, Kassierer 
L. Broda, I. Sekretär P. Karcz und Il.- Sekretär Sobtzik 
gewählt. Wie wir erfahren, soll sich der neue Verband 
u. a. auch mit der Bekämpfung der unreellen Konkur- 
renz, die durch Herstellung von minderwertigen Waren 
nicht nur die Gesundheit der Konsumenten, sondern 
auch die Namen der soliden Fabrikanten be- 
fassen. Dem neuer Verband sind vorläufig 21 Fabriken 
dieser Branche, auf dem Gebiet der Woiewodschaft 
Schlesien beigetreten. Gegenwärtig werden auch Ver- 
handlungen bezüglich Beitritts der Fabrikanten des 
Dabrowaer Gebietes durch diesen Verband geführt. 


Von der Papierindustrie. 


In der Papierindustrie unterlag die schwere Situa- 
tion keinerlei Besserung, was auf das geringe Fassungs- 
vermögen des inländischen Marktes zurückzuführen ist. 
Die Absatzschwierigkeiten verursachen auch weiterhin 
einen Ueberschuss der Produktion. Die Zahlungsfähig- 
keit ist äusserst ungünstig, die Zahl der Wechselpro- 
teste hat sich nicht verringert. Infolge Rückganges der 
Konsumption des inländischen Marktes hat der Import 
von ausländischen Papier sich ganz bedeutend verrin- 
gert. Während dieser in 11 Monaten des Jahres 1928 
35.947.000 Zł.. betrug er in 11. Monaten des Jahres 1929 
nur 28.522.000 Zt. Einen gewissen Zuwachs erfuhr nur 
der Export (1928 — 2.815.000 Zł., 1929 — 3.807.000 Zt). 


Konkurrenz der deutschen Mühlenmaschinen in Polen. 


‚In der letzten Zeit vergrösserte sich der Import 
von deutschen Mühlenmaschinen rach Polen ganz be- 
dewtend. Es ist zu. bemerken. dass die in dieser Branche 
anhaltende Krisis hauptsächlich auf die ausserordent- 
lich starke Konkurrenz der deutschen Mühlenmaschi'ren- 
industrie zurückzuführen ist. Die deutschen Erzeugnisse 
operieren mit sehr günstigen Kreditbedingungen. 


Französische Beteiligung an Pe-Pe-Ge. 


Aus massgebender Quelle wird gemeldet, dass ent- 
gegen den gebrachten Meldungen verschiedener Ze'tun- 
gen die Firma‘ Pe-Pe-Ge nicht in. den Besitz des fran- 
zösischen Korzerns ‚Hutchison“ übergegangen ist. Der 
französische Gummikonzern „Hutchison“ hat der Firma 
Pe-Pe-Ge lediglich eine 3-jährige Anleihe in Höhe von 
5.000.000 Zt. erteilt. Diese Anleihe ist nicht gesichert. 
Für die Zukunft ist eine Beteiligung des französischen \ 
Konzerns an dieser Firma vorgesehen. 


Arbeiterreduktion in der oberschlesischen Industrie, 


Infolge sehr schwacher Beschäftigung sind e'ne 
ganze Reihe von oberschlesischen Unternehmen zu e’ner 
weiteren Arbeitsreduktion geschritten. U. a. hat die 
Kesselfabrik Fitzrer in Siemianowice 70 Arbeiter abge- 
baut. Mit dem 1. März sollen auf der Kohlengrube .Wu- 
jek“ 400 Berg'eute entlassen werden. Die Charznwer 
Fabrik arbeitet nur mit Tagesschichien von 4 Stunden. 


> 


50 Proz. . Gleichzeitig wurde auch die Einhaltung def > er 
bisherigen Verkaufspolitik beschlossen! Der Kartellver- 


-Ais i 


J 


folgt geändert: 


` ausserdem der 


Sad Grodzki Katowice. 

H. B. 201. Syndykat Polskich Hut Zela- 
zaych, Sp. z ogr. odp. Katowice. Die. Direktoren 
Anton. Baker und Józef Gajl wurden- durch Beschluss 
des Anisichtsrates vom 8. November 1928 und 27. No- 
vember 1929 abberufen. Datum der Eintragung: 17. 
Januar 1930. 

H. A. 1191. Schulz i Ska. Katowice. Die Ge- 
sellschaft wurde aufgelöst. Der bisherige Gesellschafter 
Erich Hannig ist ausschliesslicher Inhaber -der Firma. 
Datum der Eintragung 15. Januar 1930. 

H. A. 2440. „Inwesta“, Inhaber M. Kopiec 
und A. Montag, Katowice. Der bisherige Gesell- 
schaffer Abraham Montag ist alleiniger Inhaber der Fir- 
ma. Die Gesellschaft ist infolge Austrittes des Gesell- 
schafters M. Kopiec aufgelöst. Datum der Eintragung: 
9. Januar 1930. 

H. A. 2541. Chana Raca Pruszynowska, 
Katowice. Inhaber Chana Raca Pruszynowska, Kauf- 
maimsgattin, Katowice. Datum der Eintragung: 15. 
Januar 1930. 

"H. B. 221. C. Hartwig, Sp. Akc. Katowice. 
Ernest Hellig aus Poznan wurde zum weiteren Vor- 
standsmitglied’ernannt. Dr. Tadeusz Smoluchowski in 
Poznari erhielt Gemeinschafisprokura für die Zentrale 
und alle Filialen. Stanislaw Morawiak imd Józef Ryb- 
czynski aus Katowice erhielten Gemeinschaftsproxura 
er Filiale Katowice. Datum der Eintragung: 15. Januar 

0 


H. A. 2475. „Technika“, Biuro Robót Bu- 
dowlanych, Katowice. Inhaber Ing. Ksawery Go- 
ryanowicz in Katowice. Der Firmenname wurde wie 
Biuro Inzyniersk’e Ksawery Goryano- 

.. Datum der Eintragung: 9. Januar 1930. 

. B. 520. SlaskiZakladKredytowyS.A.: 

; Filiale Katowice. Durch Beschluss der Gene- 
dčaiversammmg vom 26 März 1928 wurde das Grün- 
dungskapital um 1000 000 Zł. erhöht und im Zusammen- 
hang damit $ 5 des Statuts geändert. Das gegenwär- 
tige Gründimgskapital beträgt 2000000 Zt. und ist auf 
20.000 Aktien a 100.— Zt. verteilt. ` Datum der Eiu- 
trazgung: 30. Dezember 1929. 

H, B. 1%5. Polskie Zaklady Wytworöw 
Artystycznych Sp.z ogr. odp. Katowice. Ge- 
genstand des Unternehmens sind Herstellung und 
Verkauf von Kunstgegenständen. Das Gründungskapi- 
tai beträgt 20000 Zł. Die Gesellschaft stützt sich a 
den Gesellschaftsvertrag vom 14. Dezember 1929 und 
wird durch zwei Leiter gemeinschaftlich vertreten. Lei- 
ter sind: Chaim Gurwicz, Kaufmann, Adolf Feldmann, 
Kaufmann und Jakób Gulubezyk, Industrieller, sämtlich 
aus Katowice. Datum der: Eintragung: 28. Dezember 

2 
vH. A. 2539. Adolf Kapellner i Brat, Kato- 
wice, Eine Fil’ale.besteht in Biala. Persönlich haftende 
Gesellschafter: Adolf Kapellner, Kaufmann in Katowice 
und Ignacy Kapeliner in Bielsko. Die Gesellschaft be- 


steh” sahom seit dem Jahre 1912 und wird durch'beide 


Geselischafter ‚selbständig vertreten. “Gegenstand des 
Um. 6akmens ist der Verkauf von Schreib-, Näh- und 
kandwirtschaftlichen Maschinen, wie auch anderer tech- 
nischer Artikel. Der Gesellschaftssitz befand sich bis- 
her in Biala und war im Sad Okregowy Wadowice un- 
ter Rej. 135.293/29 eingetragen. Datum der Eintragung: 
30. Dezember 1929, 

o H.A. 2540. KurzicaiSka, Przedsiebior- 
stwo urządzeń zdrowotnych. Katowice. Per- 
sönlich verantwortliche Gesellschafter sind: ` Kurzica 
Wincenty, Techniker aus Katowice, und Krawiec Wil- 
helm Installateurmeister aus Mała Dabröwka. Die Ge- 
sellschaft begann ihre Tätigkeit mit dem 1. Januar 1930. 
Zur Vertretung der Gesellschaft sind nur beide Gesell- 
schafter gemeinschaftlich befugt. Datum der Eintra- 
gung: 31. Dezember 1929, . 

H. A. 2538. Niedzwied2i Ska, Odiewnia 
Żelaza, Katowice - Dąb. Persönlich haftende Gese!l- 
schafter sind: Ehefrau Laura NiedZwiedzka und Gu- 
stav Tielk aus Katowice. Die Gesellschaft begann ihre 
Tätigkeit am 1. Dezember 1929. Zur Vertretung der 
Gesellschaft sind beide Gesellschafter gemeinschaftlich, 
f Gesellschafter Tielk gemeinschaît- 
lich mit dem Prokuristen berechtigt. Komad NiedZ- 
wiedzki, Kaufmann aus Katowice, hat Gemeinschaits- 
prokura. Datum der Eintragung: 28. Dezember 1929. 
An S „Koltor“, Sp. z ogr. odp. Katowice. 
Gegenstand des Unternehmens ist die Ausführung aller 
Bau- und Erdarbeiten, insbesondere Bau:von Woùn- 
häusern, Brücken, Eisenbahnen, Kanalisation und Was- 
ser, wie auch Strassen. Das Gründımgskapital beträgt 
50.000 Zt. Die Gesellschaft stützt sich auf den Gesell- 
schaftsvertrag vom 7. Dezember 1929, der bis zum 31. 
Dezember 1939 abgeschlossen ist. Zur Vertretung der 
Gesellschaft sind zwei Leiter gemeinschaftlich befugt. 
Leiter der Gesellschaft sind: Ing. Jerzy Sawicki, Ing. 
Wiodzimierz Niklewicz, Mieczysław Niklewicz und In- 
dustrieller Władysław Gotebiowski. alle aus Warszawa, 
Veröffentlichungsorgan: Monitor Poiski. Datum der 


Eintragung: 20. Dezember 1929. 


wH. B. 379. „Naftamin“ Sp. Akc. dla Prze- 
my.siu Naftowego. Katowice, Durch Beschluss 
des Sad Okregowy in Katowice vom 23. Dezember 1929 
wurde Jerzy Newger und Heinrich Preussner das Recht 
zur Führung der Interessen und Vertretung der Firma 
entzogen.. Zur Vertretung der Firma wurden bevoll- 
mächtigt Ing. Stanistfaw Nitsch und Privatbeamte Izy- 
dor Bilgraj, beide aus Katowice. Datum der Eintragung: 
24. Dezemher 1929. 
> H2.B. 304 Josef Skrzipezyk Sp. z ogr. 
odp. Załęże. Durch Beschluss der Gesellschafterver- 


‚sammlung vom 25, September 1929 wurde $ 6 des Ge- 


sellschaftsvertrages m der Weise geändert, dass zur 
Vertretung der Gesellschaft nur ein Leiter. berechtigt ist. 


. Zu diesem Leiter wurde Ing. Karol Kaffka bestimmt. 


Hugo Steigewald, bisheriger Leiter, wirde seines Am- 
tes enthoben. Die Prokura des Walenty Kutschera ist 
erloschen. Datum der Eintragung: 30, Dezember . 1929. 


H. B. 954. GrabianowskiStanistawiSka. 
'Handelsgerichiliche Eintragungen || Katowice. Prokura des Ing. Piotr Tułacz ist erloschen. 
; Für das Hauptgeschäft in Katowice wurde Prokura An- 


ton Kuczka, Kaufmann in Katowice, erteilt, der zur Ver- 
gemeinschaftlich mit einem Vor- 
Datum der Ein- 


tretung der Firma, 

standsmitgked, bevollmächtigt 

tragung: 27. Dezember 1929. 
HB 2021. 


ist. 


Zaklady Chemiczno-Dez- 
infekcyjne ,Salvator“, Katowice. ° Inhaber 
Maurycy Duldig, Katowice.. Prokura des Abraham Li- 
wera ist erloschen. Der b’sher'ge Prokurist, Abraham 
Eisenberg, ist zur selbständigen Vertretung der Firma 
ee Datum der Eintragung: 15. Januar 
1930. 
H. B. 346. Górnośląskie Towarzystwo 
Akcyjne dla budowli Przemysłowych, S 
A. Katowice. Durch Beschluss der Generalversamm- 
Jung vom 19. April 1929 wurde das Gründungskapital 
auf 540000 Zt. erhöht wmd zwar durch Herausgabe von 
1000 Stück neuer Aktien à 1.600.— Zt. Datum der Eim- 
tragung: 15. Januar 1930. 

H. B. 350. Banque Franco-Polonaise, 
S. A. Katowice. Die Prokura des Nestor Gerber ist 
erloschen. Jacques Sauvam aus Katowice hat Prokura 
in der Weise, dass seine Unterschrift nur damn gilt, 
wenn sie zusammen mit anderen dazu berecht'gten 
Agenten der Zentrale dieser Bank, bezw. einer Fikale, 
vollzogen ist. Datum der Eintragımg: 15. Januar 1930. 

H. B. 950.. Górnośląski Dom Towarowy 
S. A. zogr.odp. Nowa-Wieś. Durch Beschluss der 
Gesellschafter wurde die Gesellschaft mit dem 23. No- 
vember 1929 aufgelöst. Ale Liqu'datoren wurden be- 
stellt: Herrmann Lichtblau und Zygmunt Lubelski. aus 
ie Huta, Datum der Eintragung: 15. Januar 
1930. 

H. B. 678. „Budak“, GörnoSlaskieBudow- 
nictwo. S. A. Katowice. Der Liquidator Henryk 
Piszczek ist zurückgetreten, und an seine Stelle wurde 
Norbert Adamczyk aus Katowice, eingesetzt. Datum 
der Eintragung: 13. Januar 1930. 

H. B. 318. Kredit-Bank Aktiengeseil- 
schaft, Warszawa, Filiale Katowice. Die Filiale wur- 


de aufgelöst, die Firma ist erloschen. Datum der Ein- 
tragung: 15. Januar 1930. 
H. A. 2334. JosefLenartowiczDomExpe- 
dycyino-Komisowy, Katowice. Die Firma ist 
erloschen. Datum der Eintragung: 8. Januar 1930. 

H. A. 996. M. Miedzwinski, Katowice. Pro- 
kura des Viktor Skutnik aus Bogucice ist erloschen. 

Datum der Eintragung: 17. Januar 1930. 

H. B. 801. Syndykat Polskich Hut Że- 
taznych, Sp. z ogr. odp. Katowice. Die Prokura 
des Paul Przyklek-Frankowski ist erloschen. Datum 
der Eintragımg: 15. Januar 1930. 

H. B. 300. Dyckerhoff i Widmann, S. A 
Katowice. Die Prokura des Karol Klein ist erloschen. 
Datum der Eintragung: 15. Januar 1930. 

H. B. 709, Bank dlaHandluiPrzemystu 
S. A. Warszawa, Filiale Katowice. Die Filiale wurde 
aufgelöst. Die Firma ist erloschen. Datum der Ein- 
trag me AT Janne 19 


30, ., 7 TRN 
‚„Lawa“ Spötka budowlana 


z ogr, odp.. Katowice. ‘Durch Beschluss der Gesell- 
schafterversammlımg wurde die Gesellschaft aufgeiöst. 
Als Liquidator wurde Wilhelm Küper aus Katowice be- 


stellt. Datum der Eintragung: 15. Januar 1930, 


Sad Grodzki Królewska Huta. 

H; B. %.. „Zagłoba“ Pierwsza Krajowa 
Fabryka Wódek owocowych hurtownia 
piwa, wina. cyĝar, papierosôw i kwasu 
węglowego, Sp. z ogr. odp. Królewska Huta. 
Durch Beschluss der Generalversammlung vom 26. No- 
vember 1929 wurde das Gründungskapital, gemäss ‘der 
Verordnung vom 2. März 1928, auf 21.406.42 ZI, umge- 
rechnet und nachher auf 50.593,58 Zt. erhöht; es beträgt 
gegenwärtig 72.000 Zt, Im Zusammenhang damit wurde 
der Wortlaut des $ 3 des Gesellschaftsstatuts geändert, 
Datum der Eintragung: 13. Januar 1930. 

H.B. 191. Groetschel & Schiller, Sp. 
zogr.odp. Królewska Huta. 
nehmens für Erd-, Tiefbau- und Zelbetonarbeiten, ins- 
besondere die Weiterführung der bisherigen Baugesell- 
schaft Groetschel & Schiller. in Krölewska Huta. Das 
Gründungskapital beträgt 100.000 Zt. Verwalter der 
Gesellschaft ist Teofil Kutschera, Baumeister in Krö- 
lewska Huta. Die Gesellschaft wurde durch Vertrag 
vor. 15. Dezember 1929 auf die Dauer von 5 Jahren ge- 
gründet. Veröffentlichımgsorgan: Monitor Polski. Da- 
tum der Eintragung: 20. Januar 1930. 


Sad Grodzki, Mystowice, 


Handelsregister A Mystowicki Handel Że- 
laza in Myslowice. Inhaber: Pawel Napierała, Kauf- 
mann und Antoni Kobźda, Kaufmann, beide aus Mysto- 
wice. Die Geselischaft begann ihre Tätigkeit mit dem 
1. Oktober 1929. Zur Vertretung der Geseilschaft sind 
nur beide Inhaber gemeinschaftlich berechtigt. Datu 
der Eintragımg: 30. Dezember 1929, 


Sad Grodzki Tarnowskie Göry. 

H. B. 69. Śląska Fabryka Stalöwek, Sp: 
z ogr. odp. Tarnowskie Góry. Der Gesellschafter 
Kaufmann Josef Rode aus Tarnowskie Góry ist ausge- 
schieden. An seine Stelle ist der Bäckermeister Pawel 
Year eingetreten. Datum der Eintragung: 14. Januar 
1930. x 

H. A. 307. Adolf Stefan Nast. Offene Han- 
detsgesellschaft in Szarlej. Die Prokura des Diplom- 
kaufmanns Jan Kolonka ist erloschen. Datum der Ein- 
tragung: 2. Oktober 1929. 


| Ausschreibungen | 


Die Hauptkommandantur der Staatspolizei in War- 
szawa veröffentlicht eine Ausschreibung auf Lieferung 
von è 


1.500 Stück eisernen Schränken À 
mit einem Ausmass von 95 cm. Höhe, 85 cm. Breite und 
50 cm. Tiefe. Offerten sind bis zum 17. März 1930 in 
die Komerda Główna Policji Państwowej, Warszawa, 
ul. Nowy Świat 67 einzureichen. Dort-können auch die 
technische Beschreibung der Schränke und alle näheren 
Einzelheiten eingeholt werden. 

Das Oberschles’sche Wojewodschaftsamt veröffent- 
licht eine Ausschreibung auf 

a) Bau eines Gebäudes für das Hygiene- und Le- 
bensmittelprüfungsinstitut; 

b) Beendung der sich im rohen Zustande bei'ndli- 
chen Gebäude der Finanzämter in Król. Huta und 
Mystowice. 

Termin zur E’nreichung der Offerten nebst allen näe 
heren Einzelheiten s’ehe Aushängezettel im. Wojewod« 
schaftsrebäude Zimmer Nr. 810. 

c) Teerunz von ca. 80 kim. Chaussee 

und zwar 1) Wista — Knniaköw 15 klm., 

2) Zawiść — Żory — Pawłowice 20 klm., 
3) Rybnik — Dẹşvbıcz — Staatsgrenze 20 klm, 
4) Katowice — Lubliniec 25 klm. 

Termin zur Einreichung der Offerten 24. Februar 


d) Ausführung folgender Arbeiten bei Bau der Bes 
rufs-Technischen Schule in Katowice: 
1)\Innen- und Aussenausstattung, 
2) Installation von Starkstromleitungen, 
3) Installation von Schwachstromleitungen, 
Termin zur Einreichung dieser Offerten: 
bruar 1930. 
Die Grenzschutzkommandantur in Warszawa ver- 
öffentlicht eine Ausschreibung auf Lieferung von 
5.000 paar Stiefeln 
nach festgesetztem Muster. Offerten müssen bis zum 
28. Februar 1930 der Intendantura Straży Graniczrei, 
Warszawa. ul. Diuga 50. Ia eingereicht werden. 
Die Eisenbahndirektion in Kraków veröffentlicht 
eine Ausschreibung auf Lieferung von 
1) durchs’chtigem Tafelglas 
und zwar: 34.000 m mit 2 mm Stärke 
27.000 m mit 3 mm Stärke, 
13.500 m mit 4 mm Stärke, 

800 m mit 5 mm Stärke, 
2.000 m ımdurchsichtigem Glas mit $ mm 

Stärke, 

2) 13.000 m Dachpaope Nr. 80, 
3) 145.000 kg. ungelöschtem Kalk, 
4) 28.000 Stiick gewöhnlichen Dachziegeln, 
` 5) 180.000 Stück gewöhnlichen Ziegeln. 
Offertensmüssen bis zum 17. März 1930 der Dy- 
rekcja Kolei Państwowych (Wydział Zasobów) Kraków 
eingereicht werden. K 


28. Fe 


|Messen u. Ausstellungen] 


Polen als Aussteller auf der Leipziger Messe, 


ea Nas» 


Gegenstand des Unter- 


gen wird auf Anregung* des Staatlichen Exportinstituts 
in Warszawa Polen zum ersten Male in grösserem Um- 
fange auf der bevorstehenden Leipziger Frühjahrsmesse 
als Aussteller vertreten sein. In einer Kollektivausstel- 
lung, an der sich zahlreiche Firmem beteiligen, werden 
hauptsächlich folgende Waren gezeigt: Textilien (Baum- 
wollwaren, Kunstseide, Leinen und Leinenwaren,. Kon- 
fektion), Emaillewaren, Steingutwaren und Fayencen, 
Keramik und Porzellan, Stühle, Armaturer, Lager, La- 
germetall,. Kunstgewebe und Volkskunst, Landespro- 
dukte und Nahrungsmittel, Rohstoffe, Glasindustrie und 
Radiatoren. Der Kollektivausstellung wird ein Informa- 
tionsbüro angegliedert, das über Geschäftsmöglichkei- 
ten, Zollformalitäten, Transportkosten, Rechtsverhält- 
nisse, Bankverbindungen usw. Auskünfte erteilt. Be- 
merkt sei noch, dass den Besuchern der Leipziger Messe 
eine Fahrpreisermässigung von 50 Proz. für die Rück- 
fahrt auf polnischen Bahnen gewährt wird. 


Ermässizte Fahrkarten nach Leipzig. 

Die ausländischen Besucher der Leipziger Früh- 
jahrsmesse 1930, wozu selbstverständlich auch die aus 
Polnisch-Schlesien gehören, erhalten ermässigte Fahr- 
karten, die zur Hin- und Rückfahrt vom 25. Februar bis 
15. März 1930 Gültigkeit haben und bei denen alle Züge, 
ame die D-Züge zur Benutzung freigegeben worden 
sind. 

Dio Messebesucher aus Polnisch-Schlesien sind also 
nicht an den Sonderzug, der am 2. März, morgens um 
7,58 Uhr aus Beuthen abfährt, gebunden, sondern kön- 
nen mit jedem Zug fahren. 

Die ermässigten Fahrkarten sind für. Polnisch- 
Schlesien beim ehrenamtlichen Vertreter der Leipziger 
Messe Dr. W. Zowe, Katowice. ul. Drzymaly 3, Tele- 
phon Nr. 3074, zu haben, wo auch jede weitere Auskunft 
bezüglich der Leipziger Messe erteilt wird. 

Ausserdem gewährt die polnische Eisenbahn den 


Besuchern gleichfalls für die Rückfahrt Fahrpreis- ‘ 


ermässigung von 50 Prozent 


Textiimaschinen auf der Leipziger Frühjahrsmesse. 


Aus kleinen Anfängen heraus hat sich im Laufe der 
letzten Jahre auf der Leipziger Technischen Messe eine 
äusserst umfangreiche Textilmaschinen-Ausstellung ert- 
wickelt. Die unter des Vereines Deutscher Maschinen- 
bau-Anstalten (VDMA) stehende Halle 8 wird auch zur 
kommenden Frühjahrsmesse vom 2. bis 12. März I 
wieder fast ausschliesslich von Firmen der Textilma= 
schinen-Industrie belegt sein. Wie wir von der Allge- 
meinen Maschinen- und Apparateschau G. m. b. H.. in 
deren Händen die Verwaltung der Halle 8 liegt. erfah- 
ren, ist jetzt schon eine Fläche von annähernd 3000 am 
für Textilmaschinen gemietet. so dass diese Industrie- 
gruppe nächst der Werkzeugmaschinen-Industrie wohl 
ri Š grösste Ausstellungsfläche in Anspruch nehmen 
dürfte, 
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